
 

Besucheranschrift: Hauptsitz: 

Von-Schön-Straße 7 03050 Cottbus            Tel: +49 0355 4991-1035             Fax: +49 0331 27548-3308 Seeburger Chaussee 2 

14476 Potsdam 

OT Groß Glienicke 

 

 

  LAND BRANDENBURG Landesamt für Umwelt 

Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

 

 

Landesamt für Umwelt 

P o s t f a c h   6 0  1 0  6 1   |   1 4 4 1 0  P o t s d a m  

 

 

GLU GmbH Jena 

Saalbahnhofstraße 27 

07743 Jena 

 Bearb.: Frau Andrea Schuster 

Gesch-Z.: LFU-TOEB-

3700/616+108#298914/2023 

Hausruf: +49 355 4991-1303 

Fax: +49 33201 442-662 

Internet:  www.lfu.brandenburg.de 

TOEB@LfU.Brandenburg.de 

Cottbus, 17.08.2023  

Bebauungsplan "Windpark Nauener Platte" der Stadt Nauen 

Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

 

Eingereichte Unterlagen: 

 - Anschreiben vom 12.07.2023  

 - Begründung mit Umweltbericht, 04.04.2023  

 - Untersuchung Avi-Fauna, 25.03.2023  

 - Planzeichnung, 04.04.2023  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die zum o. g. Betreff übergebenen Unterlagen wurden von den Fachabteilungen 

Naturschutz, Immissionsschutz und Wasserwirtschaft (Prüfung des Belangs Was-

serwirtschaft hier bezogen auf die Zuständigkeiten des Wasserwirtschaftsamtes ge-

mäß BbgWG § 126, Abs. 3, Satz 3, Punkte 1-5 u. 8) des Landesamtes für Umwelt 

(LfU) zur Kenntnis genommen und geprüft. Im Ergebnis dieser Prüfung werden für 

die weitere Bearbeitung der Planungsunterlagen sowie deren Umsetzung beilie-

gende Stellungnahmen der Fachabteilungen übergeben.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 
Andrea Schuster  
Dieses Dokument wurde am 17.08.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift 

gültig. 

Anlage  
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FORMBLATT  

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an Bauleitplanverfahren  

und vergleichbaren Satzungsverfahren (§ 4 BauGB) 
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
 

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange 

Landesamt für Umwelt - Abteilung Technischer Umweltschutz 2 

Belang  Immissionsschutz 

Vorhaben 
Bebauungsplan "Windpark Nauener Platte" Stadt Nauen, LK 
HVL 

Ansprechpartner*In: 
Referat: 
Telefon: 
E-Mail: 

Aktenzeichen: 
(intern) 

Maik Gruber 
T26 
033201 442 550    
TOEB@LfU.Brandenburg.de 
Stn. 143/23 T26 

 

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen. 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐ 

 

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen) 

a) Einwendung 

 

b) Rechtsgrundlage  

 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung 
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 

 

 

2. Fachliche Stellungnahme 

☐ 
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens 

 

☒ 
Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage 
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1. Sachstand 

Antragsgegenstand ist der Bebauungsplan (B-Plan) "Windpark Nauener Platte" der Stadt Nauen. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst Flurstücke in den Fluren 2, 3 und 4 der Gemarkung 
Berge, in den Fluren 22, 24 – 27 sowie 43 der Gemarkung Nauen, in den Fluren 6-8 der Gemarkung 
Lietzow sowie in den Fluren 1 und 2 der Gemarkung Markee mit einer Flächengröße von ca. 801 ha. 
Das Aufstellungsverfahren soll im Regelverfahren nach § 8 BauGB1 erfolgen. Ziel der Aufstellung ist 
die Schaffung der planerischen Voraussetzungen zur Ansiedlung von Windenergieanlagen (WEA) bzw. 
deren Repowering im Plangebiet.  Zu diesem Zweck wird ein sonstiges Sondergebiet nach § 11 
BauNVO2 mit der  Zweckbestimmung Windenergie ausgewiesen.  
 
2. Stellungnahme 

Rechtsgrundlage 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)3 sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so 
zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden. Mögliche 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG können Lärm, Staub, Gerüche, 
Luftschadstoffe, elektromagnetische Felder, Licht etc. darstellen. Hinsichtlich des Lärms maßgeblich 
sind die Orientierungswerte des Beiblatts 1 der DIN 18005, Teil 1, bei einwirkendem Anlagenlärm die 
Richtwerte der Nr. 6.1 der TA Lärm4. Bei der Errichtung baulicher Anlagen entstehender Lärm ist 
entsprechend der Vorgaben der AVV Baulärm5 zu beurteilen, die Bewertung von 
Staubbeeinträchtigungen, Gerüchen und einwirkenden Luftschadstoffen erfolgt anhand der TA Luft6. 
Mögliche Beeinträchtigungen durch Lichtimmissionen werden anhand der Lichtleitlinie7 ermittelt. 
Erschütterungen werden gemäß der Erschütterungsleitlinie8 beurteilt. Hinsichtlich der 
elektromagnetischen Felder und deren Störwirkung liegt die Zuständigkeit beim Landesamt für 
Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG). 
Planumfeld 
Das Plangebiet liegt südwestlich der Kernstadt Nauen und wird derzeit überwiegend landwirtschaftlich 
genutzt. Weiterhin befinden sich bereits derzeit eine erhebliche Zahl WEA im Plangebiet. Das 
Anlagenumfeld besteht überwiegend aus Flächen für die Landwirtschaft, untergeordnet auch 
Waldflächen sowie eine Gewerbegebietsfläche im Süden des Plangebiets. 

                                                           
1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) 
2 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 
1802 
3 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG) vom 15.03.1974, Neugefasst durch Bek. v. 17.5.2013 I 
4 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl Nr. 26/1998 S. 503), zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 
01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 
5 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – vom 19. August 1970 (Beilage 
zum BAnz Nr. 160 vom 1. September 1970) 
6 Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes–Immissionsschutzgesetz (Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft – TA Luft) Vom 24. Juli 2002, GMBl.  2002, Heft 25 –  29, S.  511 –  60, neu gefasst am 18.08.2021 (GMBl Nr. 48-
54/2021 S. 1050ff) 
7 Leitlinie des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg zur Messung und 
Beurteilung von Lichtimmissionen (Licht-Leitlinie) vom 16. April 2014, Amtsblatt 21_14 (S. 691-704) 
8 Leitlinie zur Messung, Beurteilung und Verminderung von Erschütterungsimmissionen (Erschütterungs-Leitlinie) Erlass des 
Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz vom 17. Mai 2005, AfB Nr. 23/2005 
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Der Planungsgrundsatz des § 50 BImSchG wird erfüllt. 
Schutzanspruch 
Da sich innerhalb des Plangebiets keine im Sinne des BImSchG schutzwürdige Bebauung befindet, 
entfällt ein Schutzanspruch hinsichtlich der Belang des Immissionsschutzes. 
Immissionssituation 
Vom Plangebiet gehen bei üblicher Nutzung Emissionen aus (Lärm, Schattenwurf), die geeignet sind, 
in angrenzenden schutzwürdigen Gebieten zu Überschreitungen von Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerten zu führen. In nachfolgenden Verfahren der Bauleitplanung bzw. 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG sind für die konkret geplanten Vorhaben mögliche schädliche 
Umwelteinwirkungen auch unter Berücksichtigung der Vorbelastung zu prüfen. Geplant ist dabei der 
Rückbau der im Geltungsbereich des Plans befindlichen 45 WEA sowie der Neubau von 39 WEA im 
Plangebiet. 
Auf das Plangebiet wirken mangels Immissionsort keine unzulässigen Immissionen ein. 
In einem relevanten Abstand zum Plangebiet befinden sich keine mir bekannten Anlagen, welche der 
12. BImSchV9 unterliegen. 
Weitergehende Angaben zu den Belangen des Störfalls sind somit nicht erforderlich. 
Umweltbericht 
Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes maßgeblich sind die Schutzgüter Mensch / 
menschliche Gesundheit sowie Klima / Luft. Den diesbezüglichen Ausführungen im Umweltbericht 
kann gefolgt werden. 
 
3. Fazit 

Es sind hinsichtlich der hier zu vertretenden Belange des Immissionsschutzes derzeit keine 
unüberwindbaren Hindernisse für die Planung zu erkennen. Wie bereits unter Punkt 
„Immissionssituation“ ausgeführt und in der Begründung des B-Plans ausgeführt, sind für die konkreten 
Vorhaben jedoch Prognosen hinsichtlich möglicher Auswirkungen zu Lärm und Schattenwurf auf 
angrenzende schutzwürdige Bebauung erforderlich. 
 
Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. Weiterhin wird um eine Anzeige zum Inkrafttreten des Planes bzw. die Erteilung der 
Genehmigung gebeten. 

 
 
Dieses Dokument wurde am 17.08.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 

 
 

                                                           
9 Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung - 12. BImSchV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), zuletzt geändert durch Artikel 107 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) 



FORMBLATT 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange

Landesamt für Umwelt - Abteilung Naturschutz und Brandenburger 
Naturlandschaften

Belang Naturschutz

Vorhaben Bebauungsplan "Windpark Nauener Platte" Stadt Nauen, LK HVL

Stellungnahme im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 
1 BauGB

Referat: N1
VNr.: 2364
Bearbeiter/In: Ina Holz
Telefon:             033201 442-573
Mail:                  ina.holz@lfu.brandenburg.de

Eingereichte Unterlagen: 
BP- Begründung mit Umweltbericht (Vorentwurf), Stand -
04.04.2023
Planzeichnung Vorentwurf Stand 04.04.2023-
Untersuchungen der Avi- und Fledermausfauna für den -
Windpark Nauen-Neukammer, Büro GLU Jena, Stand 
25.03.2023

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

1.  Gesetzlicher Biotopschutz (§ 30 BNatSchG i. V. m. § 18 Abs. 1 BbgNatSchAG)

Sind auf Grund der Aufstellung eines Bebauungsplans Handlungen i. S. des § 30 Abs. 2 
BNatSchG zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder 
Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des B-Plans entschieden 
werden (§ 30 Abs. 4 BNatSchG). Ein entsprechender Antrag ist beim LfU, Referat N1 zu 
stellen.
Von den Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden,
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     wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können (§ 30 Abs. 3 BNatSchG).
Sind die Beeinträchtigungen nicht ausgleichbar, bedarf es einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 
BNatSchG.

2. Naturdenkmale (§ 28 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. ggf. vorhandenem Verordnungstext)

Konflikte mit einer entsprechenden Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um
     die Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplanes (BP) zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-
     /Nichtigkeit auszuschließen.

Über eine erforderliche Genehmigung wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen einer 
Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
LfU, N1 entschieden.

3. Geschützte Landschaftsbestandteile (§ 29 Abs. 2 BNatSchG i. V. m. ggf. vorhandenem 

Verordnungstext)

Konflikte mit einer Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die
      Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplanes (BP) zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-
      /Nichtigkeit auszuschließen.

Über eine erforderliche Genehmigung wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen einer 
Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
LfU, N1 entschieden.

Allee (§ 17 Abs. 1 BbgNatSchAG)
Konflikte mit den Verboten sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die 
Vollzugsfähigkeit des Bebauungsplanes (BP) zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-
/Nichtigkeit auszuschließen.
Über eine erforderliche Befreiung nach § 67 BNatSchG wird im Rahmen des konzentrierenden 
Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des LfU, N1 entschieden.

4. Baumschutzverordnung des Landkreises Havelland 

Konflikte mit der Verordnung sind bereits auf der Planungsebene zu lösen, um die Vollzugsfähigkeit 
des Bebauungsplanes (BP) zu gewährleisten und damit im Weiteren eine Teil-/Nichtigkeit 
auszuschließen.
Über eine erforderliche Genehmigung wird nach Maßgabe näherer Bestimmungen der 
Verordnung im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des 
LfU, N1 entschieden.

5. Besonderer Artenschutz (§ 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG)

Die Verbote des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG gelten für Vorhaben i. S. d. § 18 Abs. 2 
Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des BauGB zulässig sind, nur für die Arten nach

     Anhang IV der FFH-Richtlinie und europäische Vogelarten. Die Gemeinde muss also
     vorausschauend prüfen, ob im Hinblick auf den besonderen Artenschutz eine Ausnahmelage
     vorliegt. Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit des Planes ist nicht die Ausnahme selbst, sondern
     das Vorliegen einer Ausnahmelage.

Erforderliche artenschutzrechtliche Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG werden in der Regel
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     im Rahmen des konzentrierenden Genehmigungsverfahrens unter Beteiligung des LfU, N1 als 
zuständiger Behörde für den besonderen Artenschutz erteilt. Wenn für geplante Vorhaben keine 
Baugenehmigungen erforderlich sind (baugenehmigungsfreie Vorhaben z. B. Erschließungswege),

     so sind auftretende artenschutzrechtliche Konflikte bereits abschließend im B-Plan zu lösen,
     einschließlich der Beantragung einer ggf. erforderlichen Ausnahmegenehmigung beim LfU vor
     Beginn der Baumaßnahme.

Ca. 230 – 300 m westlich des Bebauungsplangebietes befindet sich ein mehrjährig bekannter Brutplatz 
des Rotmilans. Es ist der Nahbereich der Art durch die Planung betroffen, da in diesem Bereich  in der 
Planzeichnung mehrere Baufenster dargestellt sind. Dies ist im Rahmen der artenschutzrechtlichen 
Prüfung besonders zu berücksichtigen (s.u.). 

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass im LfU keine flächendeckenden Daten vorliegen, eine 
Betroffenheit weiterer relevanter Nah-/Prüfbereiche sowie die Unterschreitung artspezifischer 
Fluchtdistanzen (z.B. Kolkrabe oder Mäusebussards) ist möglich.

Da die Planung ein Repowering von Bestands-WEA vorbereitet, hat die artenschutzrechtliche Prüfung 
im Umweltbericht nach den Maßstäben des § 45c Absatz 2 BNatSchG zu erfolgen.  

Bei einer Betroffenheit von Nah- oder zentralem Prüfbereich der in Anlage 1 BNatSchG benannten 
Arten weise ich vorsorglich auf Folgendes hin (vgl. auch Erlass zum Artenschutz in 
Genehmigungsverfahren für Windenergieanlagen des MLUK vom 07. Juni 2023, im Folgenden: „AGW-
Erlass“1 ):
Der Nahbereich (§ 45b Absatz 2 BNatSchG) ist aufgrund der gesetzlichen Festlegung, dass ein 
signifikant erhöhtes Tötungsrisiko regelmäßig gegeben ist, grundsätzlich nicht für die Festlegung als 
Sondergebiet für die Windenergienutzung in Betracht zu ziehen.

Vorliegend sind daher die Baufenster im Nahbereich des vorgenannten Rotmilanbrutplatzes so zu 
verschieben, dass der Nahbereich  nicht mehr durch die Planung in Anspruch genommen wird.

Der zentrale Prüfbereich (§ 45b Absatz 3 BNatSchG) kann aufgrund der vom Bundesgesetzgeber 
aufgestellten Regelannahme, dass ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko gegeben ist, in 
Ausnahmefällen für die Festlegung als Sondergebiet für die Windenergienutzung in Betracht gezogen 
werden. Sofern in den zentralen Prüfbereich hineingeplant werden soll, hat eine artspezifische 
Auseinandersetzung mit dem Artenschutz durch die Gemeinde im Rahmen der Umweltprüfung zu 
erfolgen. Hierbei besteht regelmäßig das Erfordernis von Habitatpotenzialanalysen (HPA) und der 
Festlegung geeigneter Schutzmaßnahmen. Auch Raumnutzungsuntersuchungen (RNU) können zur 
Widerlegung eines signifikant erhöhten Tötungsrisikos durchgeführt werden.

Der erweiterte Prüfbereich (§ 45b Absatz 4 BNatSchG) kann aufgrund der vom Bundesgesetzgeber 
aufgestellten Regelvermutung, dass ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko nicht gegeben ist, allgemein 
für die Festlegung als Sondergebiet für die Windenergienutzung in Betracht gezogen werden, es sei 

1
 https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/umwelt/natur/arten-und-biotopschutz/agw-erlass/ 
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denn, die Regelvermutung kann nach § 45b Absatz 4 Nummer 1 BNatSchG von der zuständigen 
Naturschutzbehörde widerlegt werden.
Bei der Unterschreitung artspezifischer Fluchtdistanzen wird i.d.R. eine kleinräumige Verschiebung  
von WEA bzw. eine Bauzeitenregelung erforderlich.

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG i. V. m. § 45b Abs. 8 BNatSchG kann eine Ausnahme von den Verboten 
des § 44 Abs. 1 BNatSchG aus Gründen des überragenden öffentlichen Interesses sowie im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 
sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. Ich verweise diesbezüglich 
auf die Ausführungen im AGW-Erlass, Kapitel 2.7.

b) Rechtsgrundlage

Siehe unter a)

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

Siehe unter a)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

1. Biotoptypenkartierung nach Biotopkartierung Brandenburg 2007 gemäß Kartierintensität B, 
Bestandsdarstellung und –bewertung in Text und Karte (graphische Darstellung, wenn möglich im 
Maßstab der Satzungskarte);
Kennzeichnung gesetzlich geschützter Biotope, Angabe zur (Teil)Flächengröße und Ausprägung 
geschützter Biotope.

Werden im Geltungsbereich Biotoptypen nachgewiesen, die gemäß Kartieranleitung nur in 
bestimmten Ausbildungen den geschützten Biotopen zuzuordnen sind, bedarf es im Umweltbericht 
einer nachvollziehbaren fachgutachtlichen Einschätzung zum Schutzstatus der betreffenden 
(Teil)Fläche. Die Beurteilung ist auf Grundlage der Verordnung zu den gesetzlich geschützten Biotopen 

(Biotopschutzverordnung) vom 7. August 2006 sowie den Vorgaben der Biotopkartierung Brandenburg

vorzunehmen.

Bedingt die Planung eine Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung
    geschützter Biotope, bedarf es im Umweltbericht folgender Angaben:

- Biotoptyp
- Vorhaben + Begründung der Erforderlichkeit => Art und Umfang der erheblichen Beein-

trächtigung
- geprüfte Alternativen
- Möglichkeit des Ausgleichs; Darstellung geplanter Ausgleichsmaßnahmen
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Es sind Maßnahmen vorzuhalten, die vorrangig auf die Entwicklung / Verbesserung des 
betroffenen Biotoptyps abzielen. Die Ausgleichbarkeit der Beeinträchtigung ist auf Grundlage 
des Wiederherstellungszeitraums und der Lage der Kompensationsfläche zur Eingriffsfläche 
zu beurteilen

- bei Nichtausgleichbarkeit Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen 
gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG und Darstellung geplanter Ersatzmaßnahmen

2. Bedingt die Planung eine Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung des Naturdenkmals, bedarf 
es im Umweltbericht folgender Angaben: 

- Verortung in einer Karte
- Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung
- geprüfte Alternativen
- Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen

3. Bedingt die Planung eine Veränderung des geschützten Landschaftsbestandteils, bedarf es im 
Umweltbericht folgender Angaben: 

- Verortung in einer Karte
- Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung
- geprüfte Alternativen
- Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen

Bedingt die Planung die Beseitigung, Zerstörung, Beschädigung oder sonstige erhebliche oder 
nachhaltige Beeinträchtigung einer Allee, bedarf es im Umweltbericht folgender Angaben: 

- Verortung in einer Karte
- Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung
- geprüfte Alternativen
- Ausführungen zum Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen
- Ausführungen zu Art, Umfang und Standort geplanter Ersatzpflanzungen

4. Ist aufgrund der Planung die Fällung von Bäumen / Hecken, die unter den Anwendungsbereich der 
Baumschutzverordnung Havelland fallen, unvermeidbar, bedarf es im Umweltbericht folgender     

Angaben:
- Verortung in einer Karte
- Art und Umfang der erheblichen Beeinträchtigung 

Einzelbäume: Angaben zu Baumart, Stammumfang, Vitalität + Foto 
Hecken: Zusammensetzung des betroffenen Bestandes; bei anteiligem Verlust 

prozentualer Anteil am Gesamtbestand + Foto

Ersatzbäume: Angaben zu Baumart, Pflanzzeitpunkt, time-lag
- geprüfte Alternativen
- Ausführungen zum Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen
- Ausführungen zu Art, Umfang und Standort geplanter Ersatzpflanzungen

5. Besonderer Artenschutz gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG
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Die Ermittlung des Untersuchungsumfangs erfolgt für europäische Vogelarten und Fledermäuse 
grundsätzlich auf Basis des AGW-Erlass vom 07. Juni 2023. Der erforderliche 
Untersuchungsrahmen ist in Anlage 2 (europäische Vogelarten) und Anlage 3 (Fledermäuse) des 
Erlasses detailliert dargestellt. 
Die vorgelegten Untersuchungen von Avifauna und Fledermäusen wurden im Jahr 2021 nach 
Windkrafterlass Brandenburg2 durchgeführt.  Es ist durch die Gemeinde zu überprüfen, inwieweit 
die durchgeführten Erfassungen mit den aktuellen Anforderungen des AGW-Erlasses 
übereinstimmen. GGf. sind Anpassungen vorzunehmen bzw. weitere Erfassungen notwendig.
Im Standardradius (1.200 m) sollte weiterhin eine Erfassung und Dokumentation aller Horste 
erfolgen, d.h. auch der Horste von Arten, die nicht in Anlage 1 AGW-Erlass aufgeführt sind, z.B. 

Mäusebussard, Kolkrabe. Wie in Anlage 2, Punkt 2.2., 5. Spiegelstrich AGW-Erlass ausgeführt, sind 
alle Horste - auch im Erfassungsjahr nicht genutzte Horste - zu erfassen und zu dokumentieren, d.h. 
alle unbesetzten Horste sind ohnehin darzustellen.
Außerdem ist nach Punkt 3.1 der Anlage 2 AGW-Erlass mindestens im 300 m-Radius um geplante 
WEA sowie 50 m entlang der geplanten Zuwegungen eine Erfassung aller Brutvogelarten, also 
auch der horstbauenden bzw. horstnutzenden Arten notwendig. Da die Zuwegungen zum Zeitpunkt 
der Erfassungen oft noch nicht bekannt sind, ist hier grundsätzlich eine flächige Erfassung der 
Horste aller Arten zu empfehlen, um die Erforderlichkeit von Nacherfassung zu vermeiden.
Es wird außerdem empfohlen, weiterhin im Winterhalbjahr eine flächendeckende Horstsuche 
durchzuführen (s. auch Südbeck et al. 2005). Für den Wespenbussard ist eine winterliche 
Horstsuche obligatorisch. 
Lauf- und Fahrstrecken der Erfassungen sollten weiterhin dokumentiert und dargestellt werden, um 
der Behörde die Prüfung der methodischen Eignung von Erfassungen zu ermöglichen und um im 
Streitfall auf eine belastbare Erfassung zurückgreifen zu können.  

Vorliegende aktuelle Daten können genutzt werden. Als aktuell werden Datenbestände in der Regel 
dann eingestuft, wenn die Erhebungen im Gelände nicht länger als 5 Jahre zurückliegen und nach 
der Erfassung keine erheblichen Veränderungen des Standortes oder der anthropogenen Einflüsse 
eingetreten sind. Daten, die älter als 5 Jahre sind, müssen auf ihre Aktualität im Gelände überprüft 
werden (Gassner / Winkelbrandt, UVP, C.F. Müller Verlag 2010).

Kann ein Vorkommen von Amphibien und Reptilien auf Basis der Biotopkartierung nicht 
nachvollziehbar ausgeschlossen werden, sind auch in Bezug auf diese Artengruppen 
Bestandserfassungen erforderlich. Vorsorglich teile ich den erforderlichen Untersuchungsumfang 
mit:

Reptilien; hier Zauneidechse

Fachgutachterliche Ermittlung und Darstellung (in Text und Karte) aller potenziell als Lebensraum 
geeigneten Flächen im geplanten Eingriffs-/Baubereichen sowie Bestandserfassungen auf allen 
potenziell geeigneten Flächen. Auf eine Erfassung kann verzichtet werden, wenn aufgrund der 

2
 Erlass des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz: Beachtung naturschutzfachlicher Belange bei der 

Ausweisung von Windeignungsgebieten und bei der Genehmigung von Windenergieanlagen vom 01. Januar 2011 mit 
Anlagen.
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Habitatbedingungen ein Vorkommen nachvollziehbar (Fotos) gutachterlich ausgeschlossen und 
begründet werden kann.

Erfassung geeigneter Jahreslebensräume und Habitatstrukturen (z.B. potenzielle •

Fortpflanzungsstätten und Sonnen-/Überwinterungsplätze, Nahrungsflächen). 
Erfassung der Zauneidechsen mit mindestens 4 Begehungen im Aktivitätszeitraum zwischen •

Mitte April und 20. September. Mindestens 2 Termine sollten zwischen Mitte April und Mitte 
Juni liegen. Wenn nur kleine Zauneidechsenbestände zu erwarten sind, sind Begehungen im 
Spätsommer besonders wichtig (Erfassung von Schlüpflingen). Sämtliche Teilhabitate und 
geeigneten Strukturen des UG müssen mindestens 1x pro Termin kontrolliert werden. 
Zwischen den Erfassungsterminen ist ein Mindestabstand von 4 Tagen einzuhalten. 
Erfassungen nur bei günstigen Witterungsverhältnissen und außerhalb von Hitzeperioden.•

Ermittelte Nachweise und Teillebensräume sind in aussagefähigen Karten darzustellen. •

Fachgutachterliche Einschätzung der Populationsgröße; aufgrund der starken •

Populationsschwankungen bei Reptilien ist das Habitatpotenzial in die Einschätzung der 
Populationsgröße einzubeziehen.

Hinweis: Die Mindestuntersuchungsanforderungen für Reptilien befinden sich derzeit in 
Überarbeitung. Die überarbeitete Fassung wird baldmöglichst nachgereicht.

Amphibien

Wenn sich im Umkreis von 500 m um die geplanten Anlagen Kleingewässer und weitere geeignete 
Habitate für Amphibien befinden, sind Erfassungen dieser Artengruppe gemäß den folgenden 
Mindestanforderungen erforderlich. Auf eine Erfassung kann verzichtet werden, wenn 
nachvollziehbar fachgutachterlich ermittelt und begründet wird, dass aufgrund fehlender 
Habitateignung ein Vorkommen von Amphibien ausgeschlossen werden kann. 

Erfassung geeigneter Laichgewässer. •

mindestens 5 Begehungen in Abhängigkeit von Laichzeit und Witterung im Zeitraum März–Juli; •

artspezifisch Tag-, Dämmerungs- und Nachtbegehungen kombinieren.
Verhören, Sichtnachweise, Zählung von Laich im zeitigen Frühjahr und Überprüfung einige •

Wochen später; Käschern und Ausbringen von Reusen nur im Bedarfsfall, z.B. bei der 
Erfassung von Molchen, bei Nacht Auszählung durch Ableuchten der Gewässer (unter 
Berücksichtigung sensibler Habitatstrukturen, z.B. Brutrevieren).
Beobachtungen auf Wanderwegen: Einschätzung der Individuenzahlen und Aussagen zu •

Wanderbeziehungen zwischen Teillebensräumen (z.B. Sommer- und Winterlebensraum) sowie 
bei Vorhaben mit Trennwirkung Ermittlung der Austauschbeziehungen mit Hilfe von 
Fangzäunen.
Fachgutachterliche Einschätzung der Populationsgröße/n.•

Ermittelte Nachweise und Teillebensräume sind in aussagefähigen Karten (Maßstab 1:1.000 •

oder detaillierter) darzustellen. 

Die Erfassungen sind von Gutachtern mit entsprechender fachlicher Expertise durchzuführen.
Graphische Darstellung des Bestandes (wenn möglich) im Maßstab der Satzungskarte.
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3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise

☐
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens

☒

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage

Eingriffsregelung
Darstellungen Eingriffsregelung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7a und § 1a Abs. 3 BauGB 

Grundsätzlich wird darauf hingewiesen, dass die Eingriffsregelung im Rahmen des B-Planverfahrens 
abschließend vollumfänglich abzuarbeiten ist.

Natura 2000 
Darstellungen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB
_________________________________________

Aufgrund der Lage des Geltungsbereiches des Bebauungsplans in unmittelbarer Nähe zum SPA-
Gebiet„Rhin-Havelluch“ (DE 3242-421) ist von der Gemeinde als Planaufstellerin eine 
Verträglichkeitsprüfung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB durchzuführen.

Gemäß § 1a Abs. 4 BauGB sind dafür die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die 
Zulässigkeit und Durchführung von derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der 
Stellungnahme der Europäischen Kommission anzuwenden.

Als länderspezifische Regelung für Verfahren bei der Zulassung von […] Plänen findet § 16 Abs. 2 
i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 2 BbgNatSchAG in der Bauleitplanung Anwendung.
Danach hat die Gemeinde bei der zuständigen Naturschutzbehörde um das Einvernehmen zu ihren 
Entscheidungen zu ersuchen. 
Die Stellungnahme der zuständigen Naturschutzbehörde nach § 4 Abs. 2 BauGB ersetzt die 
vorgeschriebene Einvernehmensherstellung nicht.
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Zur Beteiligung gemäß § 16 Abs. 2 i.V.m. § 16 Abs. 1 Satz 2 BbgNatSchAG hat die Gemeinde der 
zuständigen Naturschutzbehörde die Dokumentation ihrer Verträglichkeitsprüfung sowie die der 
Verträglichkeitsprüfung zugrunde gelegten Unterlagen (FFH-Verträglichkeitsuntersuchung + ggf. 
weitere Unterlagen) zu übergeben. Spätestens zum Zeitpunkt der Abwägung der Gemeinde muss das 
Einvernehmen der zuständigen Naturschutzbehörde vorliegen.

Dieses Dokument wurde am  25. Juli 2023 durch Ina Holz   schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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FORMBLATT 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs                   

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1 BauGB)
 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers 
öffentlicher Belange

Landesamt für Umwelt - Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2

Belang Wasserwirtschaft

Vorhaben BP "Windpark Nauener Platte" der Stadt Nauen, LK HVL

Ansprechpartner*In:
Referat:
Telefon:
E-Mail:

Kirsten Genselin
W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren)
033201 442-441
Kirsten.Genselin@LfU.Brandenburg.de

Bitte zutreffendes ankreuzen  ☒  und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung ☐

1. Einwendungen 
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die ohne 
Zustimmung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte alle drei Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

 

b) Rechtsgrundlage

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
 (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

Wasserwirtschaft  Seite 1 von 2



a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger 
Auswirkungen

b) Möglichkeiten zur Nutzung bestehender Überwachungssysteme:

4. Weitergehende Hinweise

☐
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstands und des Zeitrahmens

☒

Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggf. Rechtsgrundlage

  
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU gemäß BbgWG § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend 

werden folgende Hinweise gegeben:  

In den Teilflächen Neukammer und Wachow befinden sich Oberflächengewässer. Damit schließen die 
Vorhabengebiete Gewässerrandstreifen ein. 
Das WHG enthält mit dem § 38 eine Vorschrift zum Schutz von Gewässerrandstreifen. Die Vorschrift 
regelt die Zweckbestimmung von Gewässerrandstreifen (Absatz 1), die räumliche Ausdehnung 
(Absätze 2 und 3) und die in den Gewässerrandstreifen geltenden Verbote (Absätze 4 und 5).

Kirsten Genselin

Dieses Dokument wurde am 21.07.2023 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig.
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Sprechzeiten 
Montag geschlossen  Mittwoch geschlossen 
Dienstag 09.00 - 12.00 Uhr Donnerstag 09.00 - 12.00 Uhr 
 15.00 - 18.00 Uhr Freitag geschlossen 

   
 

Konto der Kreiskasse 
MBS in Potsdam 
IBAN DE33 1605 0000 3861 0148 30 
BIC WELADED1PMB 
 

***Diese E-Mail-Adresse dient nur für den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur und/oder Verschlüsselung 

 

 

 

 

 
B-Plan "Windpark Nauener-Platte" der Stadt Nauen (Vorentwurf, Stand: 04.04.2023) 
 

Grundstück: Nauen, Nauen, Außenbereich 

Gemarkung: 
Flur:                 
Flurstück: 

Berge, Lietzow, Markee, Nauen 
diverse 
diverse 

 

 

Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Sehr geehrter Herr Chrzan, 
 
folgende betroffene Fachämter wurden mit den Planunterlagen beteiligt und zur Stellung-
nahme aufgefordert: 
 

• Bauordnungsamt, Bereich Bauleitplanung 

• Umweltamt 
Untere Naturschutzbehörde 
Untere Wasserbehörde 
Untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 

• Amt für Landwirtschaft, Veterinär und Lebensmittelüberwachung 

• Untere Denkmalschutzbehörde 

• Referat für Brand-/ Bevölkerungsschutz und Rettungsdienst, SG Brandschutz 
 
Die Planunterlagen sind noch überarbeitungs- bzw. ergänzungsbedürftig, hierbei sollten die 
im Folgenden aufgeführten Anregungen und Hinweise Berücksichtigung finden. 
 
 
Bauordnungsamt, Bereich Bauleitplanung 
Textliche Festsetzung I: Es sollte geprüft werden, ob bezüglich des Umspannwerks eine maxi-
male Grundfläche festgesetzt werden sollte, um Störungen des Landschaftsbilds zu minimie-
ren. 

Dienststelle 

Dezernat/Amt 

 

Auskunft erteilt 

 

 

 

 

Telefon 

Fax 

***E-Mail 

 

 

Datum und Zeichen Ihres Schreibens 

Mein Zeichen/Aktenzeichen 

(Bitte stets angeben) 

Datum 

 

 

 

   

 

V.: 1. 
 

GLU GmbH Jena 
Herrn Chrzan 
Saalbahnhofstraße 27 
07743 Jena 
 

Nauen 
Dez. IV / untere Bauaufsichtsbehörde 
Bauleitplanung 
Herr Büttner 

17.08.2023 

Waldemardamm 3 
Zimmer E 30 
14641 Nauen 
03321/403-6162 
03321/403-6139 
Martin.Buettner@havelland.de 

 

63.3-01988-23 

LANDKREIS HAVELLAND  |  Postfach 1352  |  14703 Rathenow 
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Die Zulässigkeit der aufgeführten Nebenanlagen sollte auf die überbaubaren Flächen be-
schränkt werden, um eine ungeregelte Bebauung des Landschaftsfreiraumes zu vermeiden. 
Zusätzlich zur Zulässigkeit von landwirtschaftlicher Nutzung sollten bauliche Anlagen für die 
Landwirtschaft ausgeschlossen werden. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 2.1 / Begründung Punkt 4.2.1: Festgesetzt wird keine Grundflächen-
zahl, sondern die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen. Die Erforderlichkeit einer 
maximalen Grundfläche von 800 m² für eine Windenergieanlage sollte noch einmal überprüft 
und ggf. verringert werden. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 2.2: Ein Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung ist zu ergänzen. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 2.3: Die pauschale Zulässigkeit von Erdaufschüttungen im Sonderge-
biet ist ohne eine Konkretisierung nicht zulässig. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 2.3: Die Beschränkung der Anzahl der baulichen Hauptanlagen ist 
mangels Rechtsgrundlage nicht zulässig. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 3.1: Die Festsetzung ist nicht erforderlich, da die zeichnerische Fest-
setzung ausreicht. 
 
Textliche Festsetzung Nr. 4.2.: Gemäß § 249 Abs. 8 Satz 1 BauGB bedürfen die zurückzubau-
enden Windenergieanlagen einer konkreten Bestimmung im B-Plan. Die für den Rückbau in 
Frage kommenden Anlagen sind im B-Plan konkret zu benennen. 
Da in § 249 Abs. 8 BauGB lediglich auf den „Rückbau“ anderer Anlagen abgestellt wird, nicht 
jedoch auf die „Stillegung“, sollte die Festsetzung entsprechend überarbeitet werden.  
 
Für die Geltungsbereichsgrenze sollte das in der PlanzV vorgesehene Planzeichen verwendet 
werden (breite graue Linie). 
 
Grundsätzlicher Hinweis: Bezüglich der textlichen Festsetzungen sind die jeweiligen Rechts-
grundlagen zu benennen. 
Die Rechtsgrundlagen sind in ihrer aktuell gültigen Fassung aufzuführen. Das WindBG ist als 
maßgebliche Rechtsgrundlage zu ergänzen. 
 
 
Untere Naturschutzbehörde 
Für den Bebauungsplan ist nach § 1 Abs. 3 Naturschutzzuständigkeitsverordnung (NatSchZu-
stV) vom 27.05.2013 zuletzt geändert durch Verordnung vom 19.07.2021 die Fachbehörde für 
Naturschutz und Landschaftspflege (Landesamt für Umwelt (LfU), Referat N1 Naturschutz in 
Planungs- und Genehmigungsverfahren) die zuständige Behörde für die Wahrnehmung der 
Belange des Naturschutzes. 
 
 
Untere Wasserbehörde 
Seitens der unteren Wasserbehörde bestehen keine Einwände gegen das Vorhaben, wenn die 
Verbote und Nutzungsbeschränkung der Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebie-
tes Nauen vom 11.01.2013 innerhalb der Trinkwasserschutzzone III B eingehalten werden. 
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Folgende Hinweise sind zu beachten: 
 
1. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
Gemäß § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit §§ 17, 18 und 34 der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sind die Grundsatz-
anforderungen, Anforderungen an die Rückhaltung wassergefährdender Stoffe sowie beson-
deren Anforderungen an Anlagen zum Verwenden wassergefährdender Stoffe im Bereich der 
Energieversorgung beim Vorhaben zu beachten. 
 
2. Allgemeinde Hinweise und Maßnahmen bei der Durchführung von Bauarbeiten in Trink-

wasserschutzgebieten im Landkreis Havelland 
 

1. Schachtungs- und Erdarbeiten sind zügig und nur im unbedingt erforderlichen Umfang 
durchzuführen. Verfüllarbeiten sind ohne zeitliche Verzögerung vorzunehmen. 

2. Offene Baugruben, Flächen, auf denen der Oberboden abgeschoben wurde, sowie alle 
sonstigen Erdaufschlüsse sind gegen eindringendes Schmutzwasser sowie gegen das von 
Kfz-, Befahr- und Stellflächen abfließende Regenwasser zu sichern. 

3. Sofern ausgehobener oder abgeschobener Boden kontaminiert bzw. mit Schutt oder Ab-
fällen durchsetzt ist, muss dies dem Landkreis Havelland, Umweltamt, untere Abfallwirt-
schaftsbehörde Tel.: 03385/4035441 zwecks Klärung des Wiedereinbaus oder Entsor-
gung angezeigt werden. 

4. Eine Verfüllung von Erdgruben darf nur mit einwandfreiem Boden (wie Sand und Kies) 
erfolgen, der keine auswaschbaren oder auslaugbaren wassergefährdenden Materialien 
enthält. Der Einsatz von Granulat, Schlacke, Betonbruch oder des Siebanteils von Bau-
schutt sowie ähnlicher künstlicher Produkte ist untersagt. Derartige Stoffe dürfen auch 
nicht oberflächig auf den Boden aufgebracht werden. (Einhaltung der LAGA – vorgaben, 
hier: Z 0)  

5. Eine Lagerung bzw. Zwischenlagerung von Abfällen sowie Resten des Baumaterials jeg-
licher Art darf in Baugruben sowie allen sonstigen Erdaufschlüssen nicht erfolgen. Soll-
ten trotzdem Abfälle o. ä. in die Baugruben gelangen (z.B. durch Fremdverschulden), 
sind diese vor dem Verfüllen vollständig zu entfernen und ordnungsgemäß zu verbrin-
gen. 

6. Sämtliche Bauabfälle und verunreinigter Bodenaushub sind bis zu ihrer ordnungsgemä-
ßen Entsorgung in niederschlagsgeschützten dichten Containern zwischen zu lagern. 

7. Wassergefährdende Stoffe dürfen innerhalb von Baugruben und Erdaufschlüssen nur 
eingesetzt werden, wenn deren Gebrauch unabdingbar und eine Substitution durch 
nicht wassergefährdende Stoffe technisch unmöglich ist. 

8. In den Fällen, in denen der Einsatz wassergefährdender Stoffe (z. B. bei der Dichtung von 
Bauwerken auf Bitumenbasis) aus technischen Gründen notwendig wird, muss durch 
geeignete Schutzvorkehrungen ein Kontakt dieser Stoffe mit dem Boden oder mit Sicker-
wässern auch auf Dauer ausgeschlossen sein. 

9. Die Lagerung wassergefährdender Stoffe in den Schutzzonen hat nur in der für den Fort-
gang der täglichen Arbeit erforderlichen Menge zu erfolgen und ist auf ungeschütztem 
Untergrund unzulässig. Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gelten die Best-
immungen der "Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (AwSV)". 
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10. Das Umfüllen wassergefährdender Flüssigkeiten, z.B. beim Betanken eines Baufahrzeu-
ges hat so zu erfolgen, dass ein Auslaufen der Flüssigkeit durch besondere Schutzvor-
kehrungen (flüssigkeitsundurchlässige Folien, mobile Auffangwannen, Ölbindemittel) 
verhindert wird. Der Vorgang ist durchgehend zu beaufsichtigen. Das Betanken in Was-
serschutzgebieten ist grundsätzlich zu vermeiden. 

11. Geräte und Maschinen sind regelmäßig, mindestens vor jedem Arbeitseinsatz, auf tech-
nisch einwandfreiem Zustand (z.B. Dichtigkeit von Getrieben, Leitungen, Tanks) zu über-
prüfen. Diese Zustandsprüfungen sind zu dokumentieren. Erforderliche Geräte und Ma-
terial zur Schadensminimierung (Schaufel, Folie, Bindemittel etc.) sind auf der Baustelle 
bereit zu halten. 

12. Durchgeführte Maßnahmen zur Schadensminimierung und –behebung sind zu protokol-
lieren und zu dokumentieren (Datum, Unterschrift, Fotos etc.). Eingetretene Bodenver-
unreinigungen mit der potentiellen Gefährdung des Grundwassers sind der unteren 
Wasserbehörde und der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde sofort zu 
melden. 

13. Falls eine Baustelleneinrichtung ohne Anschluss an eine Schmutzwasserkanalisation ge-
plant ist, müssen Abwässer und Fäkalien in wasserdichten Behältern gesammelt und 
ordnungsgemäß entsorgt werden. 

 
 
Untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde  
Aus der Sicht der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde bestehen zum vorlie-
genden Entwurf des o.g. Bebauungsplanes keine Einwände oder Bedenken, wenn nachfol-
gende Hinweise berücksichtigt werden: 
 
Altlasten: 
Im Plangebiet Windpark Nauener Platte befinden sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt drei Alt-
lastverdachtsflächen. Es handelt sich dabei zum einen um den Standort der aktiv betriebenen 
kreiseigenen Hausmülldeponie „Schwanebeck“ (Reg-Nr. 0334630108) und zum anderen um 
die ehemaligen Flächen des Munitionslagers Schwanebeck mit angeschlossener Zerlegestelle 
(Reg.-Nr. 0534630082 und 0534630083).  
 
Zu den ehemaligen Rüstungsaltlasten liegen der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutz-
behörde keine gesicherten Informationen vor. Nach einer historisch-deskriptiven Recherche 
des Instituts Fresenius aus dem Jahr 1997 wurden die Zerlegestelle und das Munitionslager im 
Zeitraum von 1921 bis 1923 betrieben. Das Hauptziel der Anlage bestand darin, Rohstoffe wie 
Stahl, Kupfer und Messing aus den Munitionsbeständen des 1. Weltkrieges zurückzugewinnen 
und einer weiteren Nutzung zuzuführen. Allerdings ergaben sich anhand der recherchierten 
Daten keine gesicherten Informationen zur genauen Lage und zum standortbezogenen Be-
triebsablauf. Lediglich anhand der Auswertung von alten Luftbildern ließ sich der ungefähre 
Standort der Anlage vermuten. Sowohl der Standort, als auch die umliegenden Flächen wur-
den mindestens seit 1953, vermutlich jedoch schon vor dem 2. Weltkrieg landwirtschaftlich 
als Ackerfläche genutzt.  
 
Im weiteren Verlauf der Planungen ist der Altlastenverdacht zu berücksichtigen. Für das ge-
plante Vorhaben wird der Altlastenverdacht insbesondere dann relevant, wenn Eingriffe in 
den Boden erforderlich werden. Dabei kann nicht ausgeschlossen werden, dass anfallender 
Bodenaushub mit Schadstoffen verunreinigt ist. In diesem Fall ist die untere Abfallwirtschafts- 
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und Bodenschutzbehörde bei der Realisierung des Vorhabens zu beteiligen, um die erforder-
lichen Maßnahmen abzustimmen. 
 
Bodenschutz: 
Im weiteren Verlauf der Planungen bzw. bei der Umsetzung des Planvorhabens sind die An-
forderungen an einen vorsorgenden und nachsorgenden Bodenschutz einzuhalten. Für den 
Rückbau der vorhandenen Windkraftanlagen ist die LABO-Arbeitshilfe „Anforderungen des 
Bodenschutzes an den Rückbau von Windenergieanlagen“ zu beachten. Ziel der Arbeitshilfe 
ist eine lenkende Funktion für einen quantitativ und qualitativ bodenschonenden Rückbau, 
unter Beachtung der bislang praktizierten Rückbaumethoden.  
 
Der Leitfaden wurde mit Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 
des Landes Brandenburg (MLUK) vom 17. Juni 2023 für das Land Brandenburg verbindlich ein-
geführt und richtet sich an Kommunen als Planungs- und Vorhabenträger, Bodenschutz- und 
Genehmigungsbehörden. Aber auch die mit Planung, Bau, Betrieb und Rückbau von Wind-
energieanlagen befassten Unternehmen und Träger*innen öffentlicher Belange sowie boden-
kundliche Baubegleiter*innen sind Adressaten. (Anforderungen des Bodenschutzes an den 
Rückbau von Windenergieanlagen - LABO-Projekt B2.20 (labo-deutschland.de)) 
 
Die untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde ist im Rahmen der nachfolgenden Ge-
nehmigungsverfahren zu beteiligen, um angemessene Regelungen zum Schutz des Bodens 
durch entsprechende Auflagen für den jeweiligen Einzelfall zu treffen. 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
I. Baudenkmalpflege 
 
Der Errichtung oder Veränderung von Windenergieanlagen (WEA) stehen Belange des Denk-
malschutzes nicht entgegen, soweit WEA nicht in der Umgebung eines besonders land-
schaftsprägenden Denkmals errichtet oder verändert werden. 
 
So liegen die Dinge hier. Das Plangebiet besteht überwiegend aus intensiv genutzter agrari-
scher Fläche, in der bereits 45 WEA existieren, aber keine Baudenkmale. Es ist nicht bekannt, 
dass sich das Vorhaben innerhalb der Umgebung eines für eine Ausweisung vorgesehenen 93 
schützenswerten Objekten mit einem bis-zu-12km-Radius befindet, innerhalb dessen zukünf-
tig WEA nur nach besonderer Prüfung errichtet werden dürfen. 
Durch das beabsichtigte Repowering werden diese bestehenden Anlagen erhöht, aber in der 
Anzahl reduziert, möglicherweise auf einen leicht veränderten Standort. Bei der Silhouette 
der Altstadt von Nauen und ihren Einzeldenkmalen handelt es sich nicht um besonders land-
schaftsprägende Denkmale, die durch das Vorhaben beeinträchtigt werden würden. 
 
II. Bodendenkmalpflege 
 
1. Einwendungen und Rechtsgrundlage 
 
Im Bereich des Planvorhabens und darüber hinaus befinden sich die Bodendenkmale Nr. 
51236 „Siedlung Ur- und Frühgeschichte“ und Neukammer Fundplatz Nr. 8 „Luftbildbefunde 
Ur- und Frühgeschichte, Neukammer Fundplatz Nr. 3 „Lesefunde römische Kaiserzeit“, Berge 

https://www.labo-deutschland.de/documents/Leitfaden_Rueckbau_von_Windenergieanlagen__UMK-Fassung.pdf
https://www.labo-deutschland.de/documents/Leitfaden_Rueckbau_von_Windenergieanlagen__UMK-Fassung.pdf
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Fundplatz Nr. 26 „Ziegelei“ (grüne Punkte in Karte). Die derzeit bekannte Ausdehnung der Bo-
dendenkmale ist auf dem Übersichtsplan in der Anlage dargestellt.  
 
Da durch die geplanten Maßnahmen Veränderungen und Teilzerstörungen an dem Boden-
denkmal herbeigeführte werden, stehen dem Vorhaben Belange des Denkmalschutzes entge-
gen. 
 
2.) Möglichkeiten der Überwindung 

- Die o.g. Bodendenkmale sind nachrichtlich zu übernehmen 
- Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen bedürfen einer denkmal-

rechtlichen Erlaubnis. Der Antrag auf Erteilung einer solchen Erlaubnis ist durch den 
Vorhabenträger schriftlich mit den zur Beurteilung der Maßnahme erforderlichen Un-
terlagen bei der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises zu stellen. Im Falle 
eines Baugenehmigungsverfahrens ist der Antrag an die untere Bauaufsichtsbehörde 
zu stellen. 

- Einer Erlaubnis zur Veränderung bzw. Teilzerstörung des Bodendenkmals wird zuge-
stimmt, insofern sichergestellt ist, dass: 

- A. der Vorhabenträger im Hinblick auf § 7 Abs. 1 und 2 BbgDSchG die denkmalzerstö-
renden Erdeingriffe/Baumaßnahmen auf ein unbedingt erforderliches Maß reduziert; 

- B. der Vorhabenträger in den Bereichen, in denen erhebliche denkmalzerstörende Erd-
arbeiten unumgänglich sind, die Durchführung von baubegleitenden bzw. bauvorbe-
reitenden archäologischen Dokumentationen (Ausgrabungen) zu seinen Lasten ge-
währleistet. 

Es wird darauf hingewiesen, dass noch Bodendenkmalvermutungsflächen und/oder Bo-
dendenkmale im Status der Bearbeitung vorliegen können. Die Ausweisung von Vermu-
tungsflächen und/oder Bodendenkmale im Status der Bearbeitung obliegt der Denkmal-
fachbehörde Abt. Bodendenkmalpflege. 
Dem Planträger wird daher empfohlen, das Bbg. Landesamt für Denkmalpflege und Archä-
ologisches Landesmuseum in seine Planungen einzubeziehen. 

  
 
Amt für Landwirtschaft, Veterinär und Lebensmittelüberwachung 
Es wird beabsichtigt, die bestehenden Bebauungspläne zum Windpark Nauen in den Gemar-
kungen Lietzow, Berge, Nauen und Markee u.a. entsprechend der technologischen Entwick-
lung im Bereich der Windkraft und neuer rechtlicher Regelungen anzupassen. Es sollen zudem 
die vier aktuell bestehenden Bebauungspläne zu einem zusammengefasst werden. 
 
Entsprechend § 35 Ab. 1 Nr. 5 BauGB gehören Windkraftanlagen zu den privilegierten Vorha-
ben im Außenbereich, wenn keine öffentlichen Belange entgegenstehen und die ausreichende 
Erschließung gesichert ist. 
 
Vorliegend ist primär beabsichtigt, sich bereits länger in Betrieb befindliche Anlage zurückzu-
bauen und im Rahmen eines Repowerings durch neue Anlagen zu ersetzen. Die bereits beste-
hende Infrastruktur der Altanlagen kann dabei weiter genutzt werden. Grundsätzlich ist bei 
der Projektvorbereitung zur Errichtung von Windenergieanlagen zu beachten, dass deren An-
bindung möglichst an bestehende Wege erfolgen soll. Ist die Schaffung eines neuen Weges 
unvermeidlich, ist dieser so zu legen, dass er nicht zur Verschlechterung der Erreichbarkeit 
und Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen führt. 
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Es bestehen Bedenken, da es sich um Flächen der Nauener Platte handelt, die aufgrund ihrer 
für die Region hohen Fruchtbarkeit durch die Regionalplanungsgemeinschaft Havelland-Flä-
ming im aktuellen Entwurf des Regionalplanes als Vorrangflächen für die Landwirtschaft be-
zeichnet werden. Weiterhin soll das Gebiet des bestehenden Windparks nach dem aktuellen 
Stand der Regionalplanung auch als Windeignungsgebiet ausgewiesen werden. Eine landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung unter Windenergieanlagen ist mit vergleichsweise geringen Ein-
schränkungen verbunden. Weiterhin sollen im Rahmen des Repowerings 39 neue Anlagen 
entstehen während 45 Anlagen im Bereich des Bebauungsplanes sowie weitere außerhalb zu-
rückgebaut werden sollen. Dadurch werden der Landwirtschaft durch die Entsiegelung der 
Standorte potentiell Flächen zugeführt. 
Es ist zu beachten, dass die Landwirte deren Flächen davon betroffen sein werden, rechtzeitig 
von Ihnen über das Bauvorhaben in Kenntnis gesetzt werden. Die betroffenen landwirtschaft-
lichen Betriebe müssen vor dem Beginn der Baumaßnahmen, dem Amt für Landwirtschaft, 
Veterinär- und Lebensmittelüberwachung mitteilen, dass eine (temporäre) Nichtbewirtschaf-
tung von landwirtschaftlich genutzten Flächen über einen bestimmten Zeitraum eintreten 
wird. Die Nichtbewirtschaftung muss vom Landwirtschaftsamt genehmigt werden, andernfalls 
muss der Landwirt mit Sanktionen rechnen. 
Es stehen dem Vorhaben aus landwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken entgegen. 
 
 
Referat für Brand-/ Bevölkerungsschutz und Rettungsdienst, SG Brandschutz 
Gegen den Vorentwurf bestehen aus der Sicht des Brandschutzes keine Bedenken, wenn zur 
Gewährleistung des erforderlichen Brandschutzes und der öffentlichen Sicherheit insbeson-
dere nachfolgende Hinweise beachtet werden: 

1. Die örtlich zuständige Stadtwehrführung der Feuerwehr bzw. der Sachbearbeiter 
Brandschutz der Stadt Nauen sind in die weiterführende Planung einzubeziehen. 

2. Konkrete Forderungen/Nebenbestimmungen zum abwehrenden bzw. vorbeugenden 
Brandschutz bei neu zu errichtenden bauliche Anlagen im Plangebiet werden im Rah-
men der Beteiligung der Brandschutzdienststelle im Baugenehmigungsverfahren auf-
gestellt. 

 
 
Bei Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag  
 
 
 
Büttner 
 
Anlage (Übersichtsplan Bodendenkmale) 
 
V:  2. SGL z. Mitz. 
 3. z. Vg. 














